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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Zum Ende der Legislaturperiode hat der Gesetzgeber schließlich doch noch Gesetze auf den Weg gebracht, die zum

Teil zuvor lange diskutiert wurden. Neben den unten auf dieser Seite aufgef�hrten Gesetzesnovellen ist am 4.8.2009

das Gesetz gegen unerlaubte Werbung in Kraft getreten. Das Gesetz verbietet Werbeanrufe bei Verbrauchern, wenn

diese nicht vorher ausdr�cklich ihre Einwilligung erkl�rt haben. Verbrauchersch�tzer raten denjenigen, die Verst�ße

melden und ahnden lassen wollen, sich an die Bundesnetzagentur zu wenden. Mittels eines Formblatts unter „bundes-

netzagentur.de“ ist das schnell und einfach online m�glich. Ob die �nderungen im TKG und UWG das Aus f�r das

Telefonmarketing gegen�ber Verbrauchern bedeutet, er�rtert von Wallenberg. Zum 1.9.2009 bzw. 1.4.2010 wird ferner

das novellierte Bundesdatenschutzgesetz in Kraft treten, das Gegenstand des Editorials von Moos und des Beitrags von

Plath/Frey ist.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Nils Krause, LL.M.

(Durham), RA, FAHanGesR,

Solicitor, Hamburg

Compliance in der Finanzbranche
unzureichend

Eine aktuelle Studie der Wirtschaftspr�fungs-

gesellschaft Deloitte (vgl. dazu auch S. 1797)

hat ergeben, dass noch nicht einmal die

H�lfte der in der Finanzbranche t�tigen Un-

ternehmen weltweit �ber ein ad�quates Sys-

tem zum Schutz vor Geldw�sche verf�gen.

Dar�ber hinaus wissen ca. 16 Prozent der be-

fragten F�hrungskr�fte nicht, wer die oberste

Verantwortung f�r das Compliance-Pro-

gramm imUnternehmen tr�gt.

L�ckenhafte Compliance-Systeme sind insbe-

sondere auf die steigende Zahl und Komple-

xit�t der entsprechenden Gesetze zur�ckzu-

f�hren. Auch wenn die Studie speziell auf den

Schutz vor Geldw�sche abzielt, zeigt sie je-

doch auf, dass viele Unternehmen �ber kein

ad�quates Risikomanagementsystem verf�-

gen. Mag der Aufbau und die Unterhaltung

von Compliance-Programmen auf den ersten

Blick teuer und zeitintensiv wirken, so sind sie

notwendige Bestandteile zur Haftungsver-

meidung imUnternehmen. In diesem Zusam-

menhang sollten Vorst�nde und Gesch�fts-

f�hrer nicht vergessen, dass ein Haftungsfall

im Unternehmen auch schnell zu einem per-

s�nlichen Schadensersatzanspruch gegen

Organmitglieder f�hren kann. „If you think

compliance is expensive – try non-compli-

ance“, wie der US-amerikanische Staatsan-

waltMcNulty sagt.

Entscheidungen
BGH: Nutzungsbefugnis – Sorgf�ltige

Pr�fung bei Download-Produkten

Mit Urteil vom 20.5.2009 – I ZR 239/06 – hat der

BGH entschieden: Wer ein fremdes, urheber-

rechtlich gesch�tztes Computerprogramm zum

Herunterladen ins Internet einstellt, d�rfe sich

nicht darauf verlassen, dass es sich dabei man-

gels entgegenstehender Anhaltspunkte um ein

Programm handelt, mit dessen �ffentlicher Zu-

g�nglichmachung der Berechtigte einverstanden

ist. Vielmehr m�sse zuvor sorgf�ltig gepr�ft wer-

den, ob der Berechtigte das Programm zur �f-

fentlichen Zug�nglichmachung freigegeben hat.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1761-1

unterwww.betriebs-berater.de

OLG M�nchen: Berufung von nicht vorge-

schlagenen Personen in den Aufsichtsrat

Das OLG M�nchen hat mit Beschluss vom

2.7.2009 – 31 Wx 24/09 – entschieden: Soweit

Aufsichtsratsposten wegen Streitigkeiten zwi-

schen jeweils �ber eine Sperrminorit�t verf�gen-

den Aktion�ren unbesetzt bleiben, k�nne ein Ge-

richt eine außenstehende, von niemandem vor-

geschlagenePerson indenAufsichtsrat bestellen.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1761-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Eigenbedarfsk�ndigung einer

BGB-Gesellschaft

Der achte Senat des BGH hat mit Urteil vom

16.7.2009 – VIII ZR 231/08 – entschieden: Die

K�ndigung eines Mietverh�ltnisses seitens einer

BGB-Gesellschaft wegen Eigenbedarfs ihrer Ge-

sellschafter scheitere nicht daran, dass die BGB-

Gesellschaft mit dem Ziel errichtet wurde, Miet-

wohnraum in Wohnungseigentum der Gesell-

schaft umzuwandeln.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1761-3

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
BMJ: Gesetz zur Angemessenheit der

Vorstandsverg�tung in Kraft

DasGesetzzurAngemessenheitderVorstandsver-

g�tung ist am5.8.2009 in Kraft getreten. DieNeu-

regelung soll bei der Managerverg�tung langfris-

tige Verhaltensanreize setzen und daf�r sorgen,

dass die Vorstandsverg�tung mit Augenmaß er-

folgt sowie imFallederVerschlechterungderLage

desUnternehmensgek�rztwerdenkann.
(PM BMJ vom 3.8.2009)

BMJ:RegelungenzumAnlegerschutz inKraft

Am 5.8.2009 sind die Regelungen zum Anleger-

schutz inKraftgetreten.Anspr�chewegenFalsch-

beratung, die abdiesemZeitpunktentstehen, un-

terliegen nunmehr l�ngeren Verj�hrungsfristen.

Zudem werden die Banken k�nftig verpflichtet,

den Inhalt jeder Anlageberatung zu protokollie-

ren und hiervon dem Kunden eine Ausfertigung

zu�berlassen.HierdurchsolldieQualit�tderBera-

tung erh�ht werden. In einem etwaigen Prozess

soll sichder Kunde aufdasBeratungsprotokoll be-

rufen k�nnen. Allerdings gelten die neuen Doku-

mentationspflichtenerst abdem1.1.2010.
(PM BMJ vom 5.8.2009)

BMJ: Gesetz �ber Internetversteigerungen

in der Zwangsvollstreckung in Kraft

Am 5.8.2009 ist das Gesetz �ber Internetverstei-

gerungen in der Zwangsvollstreckung in Kraft

getreten. Bisher war die Versteigerung von be-

weglichen Sachen in der ZPO als Pr�senzverstei-

gerung vor Ort durch den Gerichtsvollzieher vor-

gesehen. Nunmehr m�ssen die Bundesl�nder

die Einzelheiten der Internetversteigerung, wie

etwa Versteigerungsplattform, Beginn, Ende

und Ablauf der Auktion sowie die Vorausset-

zungen f�r die Teilnahme an der Versteigerung

durch Rechtsverordnung regeln.
(PM BMJ vom 3.8.2009)
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